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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft (10. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Frank Rinck, Stephan Protschka, Peter Felser, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
– Drucksache 20/10389 –

Deutsche Landwirtschaft wirklich entlasten – Höfesterben sofort beenden 

A. Problem
Die Fraktion der AfD führt aus, dass die ihrer Schilderung nach gestiegenen Be
lastungen der vergangenen Jahre zu den größten Bauernprotesten geführt haben, 
die Deutschland je gesehen hat. Die deutschen Landwirte befürchten nach Dar
stellung der Antragsteller, durch neue Auflagen und zusätzliche Kosten auch in
nerhalb der europäischen Landwirtschaft an Wettbewerbsfähigkeit und ihre Exis
tenz zu verlieren. Um das laut der Fraktion der AfD dramatische Höfesterben zu 
stoppen und den bäuerlichen Familienbetrieben in Deutschland wirtschaftliche 
Zukunftsaussichten zu geben, benötigen diese Planungssicherheit sowie praxis
taugliche und wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen. Hierbei besteht aus Sicht 
der Antragsteller dringender politischer Handlungsbedarf. 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung insbesondere aufgefordert werden, den 
sofortigen Bürokratieabbau der deutschen Landwirtschaft voranzutreiben, indem, 
mit dem Ziel einer umfangreichen Deregulierung oder Vereinfachung, alle beste
henden Normen und ordnungsrechtlichen Vorschriften im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) auf ihre Effizi
enz und Wirksamkeit überprüft werden sowie Richtlinien der Europäischen Union 
(EU), die die deutsche Landwirtschaft betreffen, künftig nur noch 1 : 1 in natio
nales Recht umzusetzen, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirt
schaft im EU-Vergleich nicht noch weiter zu schwächen. 

B. Lösung
Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke gegen die 
Stimmen der Fraktion der AfD. 
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C. Alternativen
Annahme des Antrags.

D. Kosten
Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 20/10389 abzulehnen. 

Berlin, den 13. März 2024 

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 

Hermann Färber 
Vorsitzender 

Susanne Mittag 
Berichterstatterin 

Artur Auernhammer 
Berichterstatter 

Dr. Anne Monika Spallek 
Berichterstatterin 

Dr. Gero Clemens Hocker 
Berichterstatter 

Frank Rinck 
Berichterstatter 

Ina Latendorf 
Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Susanne Mittag, Artur Auernhammer, Dr. Anne Monika 
Spallek, Dr. Gero Clemens Hocker, Frank Rinck und Ina Latendorf 

I. Überweisung

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 154. Sitzung am 22. Februar 2024 den Antrag der Fraktion der AfD auf 
Drucksache 20/10389 an den Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft zur federführenden Beratung sowie 
zur Mitberatung an den Auswärtigen Ausschuss, den Finanzausschuss, den Wirtschaftsausschuss, den Verteidi
gungsausschuss, den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz sowie den 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage

Die Fraktion der AfD führt aus, dass die ihrer Schilderung nach gestiegenen Belastungen der vergangenen Jahre 
und „nicht zuletzt die Steuererhöhungen für Agrardiesel“ zu den größten Bauernprotesten geführt haben, die 
Deutschland je gesehen hat. Die deutschen Landwirte befürchten nach Darstellung der Antragsteller, durch neue 
Auflagen und zusätzlichen Kosten auch innerhalb der europäischen Landwirtschaft an Wettbewerbsfähigkeit und 
ihre Existenz zu verlieren.  

Um Wettbewerbsverzerrungen im Binnenmarkt der Europäischen Union (EU) zu verhindern, braucht es nach 
Ansicht der Fraktion der AfD gleiche Produktionsbedingungen. In den meisten europäischen Ländern wird die 
Landwirtschaft nach Angaben der Antragsteller mit niedrigen Auflagen oder Maßnahmen wie vergünstigtem Ag
rardiesel unterstützt. Das dient in den Worten der Fraktion der AfD dazu, die heimischen Produzenten gegen 
internationale, mit geringen Standards erzeugte, Dumpingagrarimporte zu schützen und ein Mindestmaß an 
Selbstversorgung sicherzustellen. 

Die deutsche Landwirtschaft versorgt nach Angaben der Antragsteller die Bevölkerung mit qualitativ hochwerti
gen und zu höchsten Standards erzeugten Lebensmitteln. Deren Produktion wird nach Auffassung der Fraktion 
der AfD durch eine immer weiter ausufernde bürokratische Überregulierung künstlich verteuert. Außerdem er
schweren ihrer Auffassung nach fachlich nicht gesicherte Düngeauflagen, erhöhte Kosten des Weidetierschutzes, 
Umweltauflagen und geringere Einnahmen durch Steuern und Abgaben die wirtschaftliche Überlebensfähigkeit 
der deutschen Bauernhöfe.  

Um das laut der Fraktion der AfD dramatische Höfesterben zu stoppen und den bäuerlichen Familienbetrieben in 
Deutschland wirtschaftliche Zukunftsaussichten zu geben, benötigen diese Planungssicherheit sowie praxistaug
liche und wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen. Hierbei besteht aus Sicht der Antragsteller dringender politi
scher Handlungsbedarf. 

Mit dem Antrag der Fraktion der AfD soll die Bundesregierung insbesondere aufgefordert werden, 

1. den sofortigen Bürokratieabbau der deutschen Landwirtschaft voranzutreiben, indem, mit dem Ziel einer um
fangreichen Deregulierung oder Vereinfachung, alle bestehenden Normen und ordnungsrechtlichen Vor
schriften im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) auf ihre 
Effizienz und Wirksamkeit überprüft werden;

2. EU-Richtlinien, die die deutsche Landwirtschaft betreffen, künftig nur noch 1 : 1 in nationales Recht umzu
setzen, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Landwirtschaft im EU-Vergleich nicht noch weiter zu 
schwächen;

3. keine internationalen Wirtschaftsabkommen gegen die deutsche und europäische Landwirtschaft zu verein
baren und insbesondere auch das Mercosur-Abkommen (bzw. dessen Ratifizierung) zu stoppen, bis durch 
weitere Verhandlungsergebnisse sichergestellt ist, dass aus dem Abkommen keine schädlichen Folgen für die 
deutsche Landwirtschaft erwachsen;
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4. die heimischen, deutschen Standards in der Lebensmittelherstellung und Agrarrohstoffproduktion zu schüt
zen;

5. keine Fleischsteuer auf heimische Produkte einzuführen;

6. auf verpflichtende Flächenstilllegungen und/oder Nutzungsverbote in der Agrar- und Forstpolitik zu verzich
ten.

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse

Der Auswärtige Ausschuss hat in seiner 61. Sitzung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Abwesenheit 
der Gruppen Die Linke und BSW empfohlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 abzu
lehnen. 

Der Finanzausschuss hat in seiner 85. Sitzung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke gegen die Stimmen der Fraktion 
der AfD bei Abwesenheit der Gruppe BSW empfohlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 
20/10389 abzulehnen. 

Der Wirtschaftsausschuss hat in seiner 69. Sitzung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke gegen die Stimmen der Fraktion 
der AfD empfohlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 abzulehnen. 

Der Verteidigungsausschuss hat in seiner 60. Sitzung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppen Die Linke und BSW gegen die Stimmen 
der Fraktion der AfD empfohlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 abzulehnen. 

Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz hat in seiner 66. Sit
zung am 13. März 2024 mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP und der Gruppe BSW gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Abwesenheit der Gruppe Die Linke 
empfohlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 abzulehnen. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union hat in seiner 61. Sitzung am 13. März 2024 
mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die 
Linke gegen die Stimmen der Fraktion der AfD bei Abwesenheit der Gruppe BSW empfohlen, den Antrag der 
Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss

1. Abschließende Beratung

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft hat den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 
in seiner 55. Sitzung am 13. März 2024 abschließend beraten. 

Die Fraktion der SPD äußerte, es sei interessant, wie die Fraktion der AfD in Bezug auf ihren eigenen Antrag 
argumentiere, warum sie zu ihm keine Argumente im Ausschuss mehr darlegen müsse. Insofern gehe es der Frak
tion der AfD allein um ihr Marketing nach „draußen“. Solche Art von Anträgen würden im Allgemeinen als sog. 
Schaufensteranträge bezeichnet. Bereits bei der erstmaligen Beratung des Antrages der Fraktion der AfD im Ple
num des Deutschen Bundestages sei u. a. von der Fraktion der SPD dargelegt worden, dass alle Punkte im Antrag 
der Fraktion der AfD nicht „nur“ populistisch, sondern auch veraltet seien. Die Bundesregierung und die sie tra
genden Fraktionen arbeiteten längst an konkreten Maßnahmen zugunsten der deutschen Landwirtschaft. Daher 
bräuchten die populistischen Forderungen der Fraktion der AfD nicht abermals wiederholt werden, zumal sie 
„völlig aus der Welt gefallen“ seien. Mit ihnen würde den Landwirtinnen und Landwirten im Land nicht geholfen. 
Diejenigen, die es mit der zukunftsfesten Umstellung der deutschen Landwirtschaft ernst meinten, demonstrierten 
nicht mehr, sondern führten mit den Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP Gespräche. Es 
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werde versucht, zusammen Maßnahmen zu identifizieren und umzusetzen. Das möge für einige überraschend 
sein, aber so etwas funktioniere. Das werde Austausch und Kompromissbereitschaft genannt. 

Die Fraktion der CDU/CSU betonte, der Antrag der Fraktion der AfD zur deutschen Landwirtschaft sei inhalt
lich zutiefst populistisch. Die Fraktion der AfD wolle sich mit Blick auf die derzeitigen Bauernproteste mit ihm 
profilieren. Wenn sich das Programm der AfD zur Wahl des Europäisches Parlamentes (EP) im Juni 2024 ange
schaut werde, Stichwort Forderung nach Austritt Deutschlands aus der Europäischen Union (EU), dann würde 
dieses in der Praxis die Abkopplung der deutschen Landwirtschaft von ihren angestammten Märkten in Europa 
bedeuten. Der Antrag der Fraktion der AfD enthalte viele weitere verantwortungslose Forderungen, sodass er in 
Gänze abzulehnen sei. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bemerkte, der Antrag der Fraktion der AfD sei ein Sammelsurium 
von Maßnahmen, um sich auf Kosten der Bauernproteste zu profilieren. Die zentrale Frage sei, wie dem Höfester
ben effektiv entgegengewirkt werden könne. Es würden „tausende“ Maßnahmen, was die Fraktion der CDU/CSU 
in der Vergangenheit leider auch immer gemacht hätte, vorgeschlagen, die aber nicht gezielt kleinere Höfe unter
stützten. Das Höfesterben könne nur gestoppt werden, wenn kleinere Höfe gestärkt würden, weil es derzeit die 
kleineren Betriebe seien, die ihre Hoftore schlössen. Ein Stopp beim Höfesterben könne erreicht werden, indem 
z. B. die Skalierungsvorteile von großen Betrieben in die Agrarförderung mit einbezogen würden. Große Betriebe 
mit mehreren hundert oder tausend Hektar (ha) könnten u. a. größere Maschinen und mehr Spezialisten einsetzen. 
Sie hätten zudem mehr Personal für die Buchhaltung bzw. für die Bürokratie zur Verfügung. Diese seien wie ein 
mittelständisches Unternehmen strukturiert. Sie könnten nicht mit kleinen Familienbetrieben oder Nebenerwerbs
betrieben verglichen werden. Die Agrarpolitik müsse den kleinen Betrieben gezielte Hilfen bzw. Unterstützung 
zukommen lassen und z. B. bei den Flächenprämien die Skalierungsvorteile großer Betriebe abfangen. Das sei 
bisher nie passiert. Deswegen bestehe das Problem, dass bisher 80 Prozent der Gelder der Agrarförderung an 
20 Prozent der Betriebe gegangen seien. Wer viel habe, habe noch mehr bekommen. Dadurch sei das Höfesterben 
„explodiert“. Wer das Höfesterben eingrenzen wolle, müsse gezielte Maßnahmen vornehmen. Das habe die Bun
desregierung bzw. das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) in den vergangenen Jahren 
gemacht. Gerade bei den Krisenhilfen bzw. den Anpassungsbeihilfen der Bundesregierung habe es eine Decke
lung der Förderung auf 15 000 Euro pro Unternehmen gegeben. Auch beim Bundesprogramm zum Umbau der 
Tierhaltung würde eine Deckelung auf eine bestimmte Tierzahl vorgenommen. Die kleinen Betriebe würden dabei 
besonders gefördert. Zudem sei ein „Chancenprogramm Höfe“ ins Leben gerufen worden.

Die Fraktion der FDP führte aus, sie sei ein Freund davon, Anträge inhaltlich zu bewerten. Das mache sie beim 
Antrag der Fraktion der AfD besonders gerne, weil er der hiesigen Landwirtschaft am allerwenigsten weiterhelfen 
würde. Die Fraktion der AfD fordere, das Handelsabkommen der EU mit den Mercosur-Staaten zu stoppen. Es 
sei zu befürchten, dass die Fraktion der AfD nicht im Bilde darüber sei, wie groß die Abhängigkeit der deutschen 
Landwirtschaft, was sowohl die Vorprodukte als auch die eigenen Exporte anbelange, sei, dass es in dieser Welt 
Freihandel gebe. Wenn die Fraktion der AfD davon spreche, dass gerade mit Südamerika einheitliche Produkti
onsstandards benötigt würden, dann sei ein internationales Handelsabkommen die Voraussetzung dafür, dass hier 
Standards auf einer vertraglichen Grundlage durchgesetzt werden könnten. Preisgünstiges Fleisch aus Südamerika 
komme bereits nach Deutschland. Deswegen sei es sinnvoll, dafür zu sorgen, dass es bestimmte Mindeststandards 
beim Handel mit Drittstaaten gebe. Genau dafür würden internationale Handelsabkommen gebraucht. Mit ihnen 
könnten z. B. Handelspartner im überseeischen Ausland in die Pflicht genommen und fairer Wettbewerb herge
stellt werden. Die Fraktion der AfD fordere zudem, Metzgereien, Molkereien und Schlachtbetriebe zu fördern 
und zu reaktivieren. Gerade bei den intensiven Diskussionen zum sog. Agrardiesel könne gesehen werden, was 
für ein Kraftakt es sei, wenn eine Branche, die sich über viele Jahre an finanziellen Umverteilungsmechanismen 
gewöhnt hätte, davon wieder abgebracht werden solle. Die Abhängigkeit vom Staat sei keine Perspektive für 
landwirtschaftliche Betrieben genauso wenig wie für die ihnen vor- und nachgelagerten Bereiche. Deswegen 
würde die Fraktion der AfD mit ihren Forderungen das Gegenteil von dem befördern, was sie vermeintlich wolle, 
d. h. Landwirtschaft und landwirtschaftliche Betriebe in die unternehmerische Unabhängigkeit und Selbständig
keit führen. Anstatt das zu tun, wolle sie wiederum das „Umverteilungsfüllhorn“ aufmachen. Das würde zu mehr 
Abhängigkeit und dazu führen, dass in fünf, sieben oder zehn Jahren wiederum Diskussionen analog zum sog. 
Agrardiesel geführt werden müssten. Es würde nicht dafür sorgen, dass es der Landwirtschaft nur einen Deut 
besser ginge.
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Die Fraktion der AfD verdeutlichte, sie könnte viel über ihren Antrag sagen und darlegen, warum er für die 
deutsche Landwirtschaft so wichtig sei. Bedauerlicherweise hätten die anderen Fraktionen im Ausschuss für Er
nährung und Landwirtschaft bei einem vorherigen Tagesordnungspunkt den Antrag der Fraktion der AfD, gemäß 
§ 69 Absatz 1 Satz 1 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages künftig grundsätzlich in öffentlicher Sit
zung zu beraten, abgelehnt. Da somit von den Beratungen des Ausschusses inhaltlich nichts an die Öffentlichkeit 
dringen könne, könnte sie sich weitere Ausführungen zu ihrem Antrag sparen. Das Einzige, was sie zu ihrem 
Antrag sagen möchte, sei, dass die deutschen Landwirte immer noch auf der Straße seien und demonstrierten. Die 
Situation werde jeden Tag schlechter für sie. Von daher sollte der Ausschuss in seiner Gesamtheit den Antrag der 
Fraktion inhaltlich ehrlich beleuchten. Das sollte vor allem auch von der Bundesregierung getan werden. Der 
Antrag der Fraktion beinhalte 14 Punkte, die den Landwirten im Land „unter den Nägeln“ brennen würden. Das, 
was die Bundesregierung derzeit im Bereich der Landwirtschaft betreibe, sei reine „Kosmetikpolitik“. Davon 
sollte sie dringend abkommen.

Die Gruppe Die Linke machte deutlich, vieles von dem, welchem sie sich inhaltlich anschließen könne, sei schon 
von anderen Fraktionen zum Antrag der Fraktion der AfD gesagt worden. Was völlig im Antrag der Fraktion der 
AfD fehle, sei der kritische Blick auf den Zugang der landwirtschaftlichen Betriebe zu Grund und Boden sowie 
auf die große Marktmacht des Lebensmitteleinzelhandels in Deutschland. Das seien für die Gruppe Die Linke 
zwei grundlegende Punkte, die betreffend einer besserer Entwicklung der deutschen Landwirtschaft gegenwärtig 
„auf die Bremse“ drückten. 

2. Abstimmungsergebnis

Der Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft beschloss mit den Stimmen der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP und der Gruppe Die Linke gegen die Stimmen der Fraktion 
der AfD, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/10389 
abzulehnen. 

Berlin, den 13. März 2024 

Susanne Mittag 
Berichterstatterin 

Artur Auernhammer* 
Berichterstatter 

Dr. Anne Monika Spallek* 
Berichterstatterin 

Dr. Gero Clemens Hocker 
Berichterstatter 

Frank Rinck 
Berichterstatter 

Ina Latendorf 
Berichterstatterin 

* Offenlegung gemäß § 49 des Abgeordnetengesetzes (AbgG): Abg. Artur Auernhammer erklärte, dass er selbst Landwirt sei und einen 
Hof habe. Das im Antrag formulierte Höfesterben könne auch ihn betreffen.

* Offenlegung gemäß § 49 des Abgeordnetengesetzes (AbgG): Abg. Dr. Anne Monika Spallek erklärte, dass sie einen Hof habe. 
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